
Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

692/A(E) XXIV. GP 

Eingebracht am 17.06.2009 
Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

Entschließungsantrag 
 
der Abgeordneten Herbert, Mayerhofer, Vilimsky  
und weiterer Abgeordneter 
betreffend Entlastung und Besserstellung der Exekutive 
Das Budget des Bundeministeriums für Inneres für den Bereich Sicherheitsexekutive 
ist in den letzten Jahren gestiegen. So kommt es auch im Budget 2009 für den Be-
reich Sicherheitsexekutive zu einer Steigerung von ca. 40 Millionen Euro und im 
Budget 2010 wiederum zu einer Steigerung von ca. 40 Millionen Euro. Somit stehen 
im Jahr 2009 über 1,6 Milliarden für die Sicherheitsexekutive zur Verfügung. 
Dennoch, die angezeigten Straftaten sind im ersten Quartal  2009 österreichweit im 
Vergleich zum Vorjahr um 4,68 % angestiegen. Wurden im selben Vergleichszeit-
raum des Vorjahres 2008 noch 136.847 Straftaten statisiert, so waren es heuer 
143.253. Das bedeutet 1592 Straftaten pro Tag!  66 Straftaten pro Stunde! Mehr als 
eine Straftat pro Minute! 47% aller Straftaten im Land ereignen sich in Wien. Die Auf-
klärungsquote für Wien ist im ersten Quartal 2009 auf 26.6 Prozent gesunken. In den 
ersten drei Monaten dieses Jahres hat es österreichweit 3.600 Einbruchsdiebstähle 
in Wohnungen gegeben. Davon entfielen auf Wien 2.812. Die Aufklärungsquote bei 
Wohnungseinbrüchen in Österreich im ersten Quartal 2009 lag bei 4,8 Prozent. Für 
Wien nur bei 3,2 Prozent. Kriminaltouristen und organisierte Banden aus dem Osten 
fahren tagaus tagein mit österreichischem Diebesgut heim Richtung Osten. Nicht zu 
letzt ein Ausfluss von zu wenigen Exekutivbeamten im exekutiven Außendienst. 
Schuld daran, dass es heute zu dieser Personalmisere vor allem bei der Wiener Po-
lizei gekommen ist, waren und sind die sicherheitspolizeilichen Fehleinschätzungen 
der ÖVP-Innenminister, angefangen bei Strasser bis Fekter, die diese negative Spi-
rale in Gang gebracht haben. Grund dafür war zweifellos die unselige Polizeireform 
unter dem damaligen Innenminister Strasser. Damals wurden nämlich jene grund-
sätzlichen Fehler begangen und Fehleinschätzungen getroffen, die heute vor allem 
der Wiener Polizei nachhängen. Insbesondere kam es zu der fatalen Fehleinschät-
zung, dass Wien nicht anders als die übrigen acht Bundesländer zu behandeln ist. 
Wien ist jedoch als großes Ballungszentrum organisatorisch anders als die übrigen 
acht Bundesländer zu betrachten. Wien ist als großes organisatorisches und nicht 
vergleichbares Ballungszentrum zu behandeln, ländliche Strukturen können hier in 
Bezug auf die Polizeiarbeit keinesfalls greifen!  
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Schon allein die geographische Größe Wiens, die Tatsache der Anzahl an angezeig-
ten strafbaren Handlungen und die Vielzahl von Großveranstaltungen und Demonst-
rationen hätten die Einräumung einer besonderen Stellung in polizeilicher Hinsicht 
und insbesondere eine entsprechende personelle Einschätzung erforderlich ge-
macht. Weiters werden gut ausgebildete Exekutivbeamte durch Verwaltungstätigkei-
ten von ihren ureigensten Aufgaben abgehalten und stehen somit für den exekutiven 
Außendienst nicht in dem Umfang zur Verfügung, wie dies notwendig wäre. 
Daher muss es zu einer Entlastung und Besserstellung der Exekutive kommen. Lei-
der aber finden sich entsprechende Korrekturen nicht im Budget für die nächsten 
beiden Jahre, was einer raschen Lösung wohl auch nicht wirklich zuträglich sein dürf-
te!  
 
 
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden  
 

Entschließungsantrag 
 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
 
„Die Bundesministerin für Inneres wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die 
Exekutivbeamten schnellst möglich von Büro- und Verwaltungstätigkeiten durch den 
Einsatz von eigens dafür vorgesehenen Verwaltungsbediensteten auf den Polizeiin-
spektionen entlastet werden, eine eigene Belastungszulage für Exekutivbeamte, wel-
che in Polizeidienststellen mit einer hohen Mehrbelastung  eingesetzt sind, geschaf-
fen wird und die Verhandlungen für ein eigenes Exekutivdienstgesetz wieder aufge-
nommen werden.“ 
 
 
In formeller Hinsicht wird um Zuweisung an den Ausschuss für innere Angelegenheiten er-
sucht.  
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